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1 

EINFÜHRUNG 

Die vorliegende Arbeit behandelt die Ombudsmann- und Schlichtungs-
institutionen, die sich im Bank- und Versicherungswesen entwickelt haben, um 
eine außergerichtliche Beilegung von Kundenbeschwerden zu ermöglichen. Wie 
die Erfahrung zeigt, sind die Verbraucher gerade gegenüber Banken und 
Versicherungen besonders schutzbedürftig. Es ist deshalb kein Zufall, dass in 
vielen Ländern Ombudsmann- und Schlichtungsinstitutionen im Bank- und 
Versicherungssektor entstanden sind. Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, die ver-
schiedenen Modelle und die inzwischen gewonnenen Erfahrungen darzustellen und 
aufgrund ihrer Auswertung Vorschläge für ein optimales Ombudsmannmodell zu 
entwickeln. Wie sich zeigen wird, sind die Überlegungen und Vorschläge der 
Arbeit über den Banken- und Versicherungsbereich hinaus auch für andere 
Branchen von Bedeutung. 

Zugleich ist die Arbeit ein Beitrag zu der aktuellen Diskussion über Möglich-
keiten und Grenzen von Schlichtung und Mediation1 und der „Entlastung der Zivil-
justiz". In diesem Zusammenhang zu nennen ist auch der seit dem 1.1.2000 gel-
tende § 15 aEGZPO, der es den einzelnen Bundesländern ermöglicht, bei Klagen 
bis zu einem Streitwert von 1500 DM2 zwingend die Durchführung eines vorhe-
rigen außergerichtlichen Streitschlichtungsverfahrens zu verlangen3, wobei die 
näheren Anforderungen an die „Gütestelle" und ihr Verfahren dem Landes-
gesetzgeber überlassen worden sind. 

1 In letzter Zeit häufiger verwendet worden ist der Begriff den „Mediation", vgl. allein zur 
Mediation im Wirtschaftsbereich statt vieler Gottwald, WM 1998, 1257ff.; Labes, DZWir 1998, 
S. 353ff; Risse, BB 1999, Beil. 9, lff. m.w.N.; Prutting, BB 1999, Beil. 9, 7ff. Uneinheitlich 
geblieben ist allerdings die Abgrenzung der Mediation zur Schlichtung, vgl. hierzu die unter-
schiedlichen Einordnungen von Tonner, Liber amicorum Reich (1999), S. 861 (871), wonach bei 
der Schlichtung stärker die Vermittlung des Dritten durch seinen Vorschlag, bei der Mediation die 
Verhandlung der Parteien mit Unterstützung durch den Mediator im Vordergrund stehe, Gottwald, 
WM 1998, 1257 (1259), der Schlichtung als eher am Recht orientierte Vermittlung und Mediation 
als eher an den Interessen der Parteien orientierte Vermittlung begreift, Lachmann, Rn. 14ff., wo-
nach Schlichtung üblicherweise einem gerichtlichen Verfahren vorgeschaltet ist, Breidenbach, S. 4, 
wonach Schlichtung als Oberbegriff dient, sowie Prutting, Verfahrensrecht, S. 57 (59f), der beide 
Begriffe gleichsetzt. 

2 
§ 15 a Abs. 1 S. 1 EGZPO nennt Streitigkeiten mit einem Streitwert bis zu 1500 DM, Nach-

barstreitigkeiten und Verletzungen der persönlichen Ehre außerhalb der Presse und des Rundfunks. 
Siehe hierzu Hartmann, NJW 1999, 3745ff. Zu der kaum noch überschaubaren Diskussion 

Uber die Berechtigung und Zweckmäßigkeit einer obligatorischen außergerichtlichen Schlichtung 
siehe näher Wollschläger, Neue Methoden im Zivilverfahren, S. 13ff.; Maunz, Der außergericht-
liche obligatorische Schlichtungsversuch gemäß § 15 a EGZPO (1999); Stadler, NJW 1998, 
2479ff.; Prutting, BB 1999, Beil. 9, 7 (10). 



2 

§ 1 Begriff und Geschichte des Ombudsmanns 

Der Begriff „Ombudsmann" ist die eingedeutschte Form des schwedischen Wortes 
„ombudsman". Die schwedische Bezeichnung „ombud" führt zurück auf eine 
Person, die als Sprecher oder Vertreter eines anderen handelt. Der Ursprung liegt 
in dem altertümlichen schwedischen Wort „umbup" (Macht, Autorität)4. 

Es handelt sich mittlerweile um einen sehr schillernden Begriff, der ganz 
unterschiedliche Sachverhalte betrifft5. Als „Ombudsmann" bezeichnen sich 
sowohl öffentlich-rechtliche Kontrollorgane als auch firmeninterne Beschwerde-
stellen. In der vorliegenden Arbeit geht es um Beschwerdestellen im Bank- und 
Versicherungswesen, die von der Anbieterseite oder vom Staat geschaffen worden 
sind. 

Zum näheren Verständnis des Begriffs „Ombudsmann" sei zunächst ein Blick 
auf die historische Entwicklung der Ombudsmann-Institution geworfen. 

A. Geschichte 

Die Geschichte des Ombudsmanns ist bis zum Beginn der siebziger Jahre eine 
Geschichte des öffentlich-rechtlichen Ombudsmanns. 

Der erste Ombudsmann wurde im Jahre 1809 vom schwedischen König als 
öffentlich-rechtlicher „Justieombudsman" berufen6. Dieser Justizombudsmann war 
die Urform des parlamentarischen Ombudsmanns. Es handelt sich hierbei um einen 
unabhängigen Beauftragten zur Verhinderung von Missständen in der öffentlichen 
Verwaltung, der dem Bürger die Möglichkeit zur Beschwerde neben dem 
Gerichtsverfahren eröffnet7. Dabei sind dem Ombudsmann aber keine Eingriffs-
befugnisse an die Hand gegeben, er waltet nur kraft der Autorität seines Amtes8. 
Lange Zeit blieb der parlamentarische Ombudsmann auf Schweden begrenzt. 1919 
übernahm das unabhängig gewordene Finnland diese Institution. Dänemark folgte 
1955, Norwegen 1962. Danach kam es zu einem weltweiten Siegeszug in vielen 

Hansen, S. 3. 
5 Das internationale Ombudsmann-Institut gab 1993 eine Liste mit 175 Mitgliedern heraus, 

siehe Gregory, S. 5f. 
6 Siehe näher Hansen, S. If.; Kim, S. If.; Matthes, S. 32, der darauf hinweist, dass es schon im 

16. Jahrhundert ähnliche Institutionen unter anderer Bezeichnung gab. 
7 Wild, S. 13; Gregory, S. 2 m.w.N.; BelWaughan, SJ 1988, 1478 (1478). 
8 Rowat, S. 5., Kim, S. 9; Mauerer, 123 (125); Oosting, S. 7 (7). 
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Staaten, der bis heute andauert'. Insgesamt gibt es heute weltweit unzählige 
öffentlich-rechtlichen Ombudsmänner10, die sich vorwiegend in den demokrati-
schen Wohlfahrtsstaaten mit den Schwächen der großen bürokratischen Verwaltun-
gen beschäftigen". Auch in Deutschland wurde der Gedanke eines unabhängigen 
Kontrollorgans ohne Eingriffsbefugnisse mit der Einrichtung des Wehrbeauftrag-
ten12 und des Datenschutzbeauftragten13 Rechnung getragen. Rheinland-Pfalz hat 
einen eigenen „Bürgerbeauftragten" ins Leben gerufen14, der als vorgeschaltete 
Stelle zum Petitionsausschuss fungiert15. Auch auf der europäischen Ebene ist im 
Juli 1995 ein europäischer Ombudsmann als Bürgerbeauftragter geschaffen 
worden16. 

Anfang der siebziger Jahre ist die Idee eines staatlich bestellten unabhängigen 
Kontrollorgans auch zur Förderung des Verbraucherschutzes eingesetzt worden. 
Ausgehend von Schweden (1971) haben mehrere Länder einen Konsumenten-
ombudsman geschaffen, der als staatliche Aufsichtsbehörde den Verbraucher vor 
unlauterer Werbung und unlauteren Vertriebsmethoden bewahren soll17. 

Ebenfalls zu Beginn der siebziger Jahren erhielt der Begriff „Ombudsmann" noch 
eine weitere Bedeutung. Im Zusammenhang mit der aufkommenden Verbraucher-
schutzbewegung entstand zunächst in der Schweiz, dann in anderen Ländern der 
,,privatrechtliche" Ombudsmann als von der Anbieterseite eingerichtete Beschwer-
destelle. Der positiv besetzte Begriff „Ombudsmann", der für Integrität, 
Unabhängigkeit und Bürgernähe stand, sollte auch als Werbung für die 
Unparteilichkeit und Bürgernähe solcher Stellen dienen18. Von rechtssoziologischer 
Seite wurde die Bezeichnung „Ombudsmann" auch mit der Überlegung begründet, 

9 Siehe näher Gregory, S. 4f.; Rowat, S. 13lff.; Kim, S. 47ff. und den Überblick über die 
europäischen parlamentarischen Ombudsmann-Einrichtungen von Mauerer, S. 123ff. 

10 1981 wurden Uber 90 Ombudsmänner in über 30 Ländern gezählt, siehe Caiden/Mac Der-
mont/Sandler (ed.), International Handbook of the Ombudsman (1983), S. 5. 1995 wurden in 75 
Ländern nationale und regionale Ombudsmänner oder ähnliche Stelle unter einem anderen Namen 
ausgemacht, siehe Oosting, S. 7 (7). 

11 Siehe Oosting, S. 7. (9f.). 
12 Gesetz über den Wehrbeauftragten des Bundestages vom 20.6.1957 (BGBl. I, S. 652ff.). 
13 Siehe §§ 22 - 26 Bundesdatenschutzgesetz vom 20.12.1990 (BGBl. I, S. 2954ff.). 
14 

Siehe Landesgesetz über den Bürgerbeauftragten vom 30.4.1974 (GVB1. Rheinland-Pfalz, 
S. l lOlff.) . 

15 Näher hierzu Matthes, Der Bürgerbeauftragte (1981); Kempf, Ein deutscher Ombudsmann, 
Der Bürgerbeauftragte in Rheinland/Pfalz (1986). 

16 Näher hierzu der europäische Ombudsmann Söderman in European Public Law 1997, 
S. 35lff . 

17 Siehe näher zum schwedischen Konsumentenombudsman Dopffel/Scherpe, S. 429 (43lff.); 
v. Bockelberg, S. lff.; E. v. Hippel, Verbraucherschutz, S. 104ff. 

18 Vgl. den Beginn des Jahresberichtes des schweizerischen Ombudsman der Privatver-
sicherung 1973, S. 1: „Die Ombudsmänner sind bekanntlich im Vormarsch", vgl. auch für Großbri-
tannien Bell/Vaughan, SJ 1988, 1478 (1478). 
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dass Parallelen zum öffentlich-rechtlichen Ombudsmann bestünden: Die privaten 
Organisationen hätten monopolistische oder oligopolistische Strukturen gebildet, 
so dass die einzelnen Bürger ihnen im Konfliktsfall ähnlich unterlegen seien wie 
dem Staat19. 

Die ersten Anstöße zu einem Ombudsmann in der Privatwirtschaft kamen aus 
der Versicherungsbranche. Den Beginn machte die schweizerische Assekuranz, die 
1972 einen Versicherungsombudsmann einrichtete20, der bei Kundenbeschwerden 
unverbindliche Schlichtungsvorschläge machte. Dieser „Ombudsmann" gehört also 
zu den zahlreichen Schlichtungsstellen, die unverbindliche Vorschläge machen und 
die zuvor (unter anderen Bezeichnungen) auch schon in anderen Ländern 
bestanden21. Die eigentliche Neuheit lag in der Bezeichnung „Ombudsmann" sowie 
in der Organisationsform einer privaten unabhängigen Stiftung22. 

Einen starken Schub erlebte der privatrechtliche Ombudsmann durch die 
britischen Ombudsman Schemes. Der britische Ombudsman, der zuerst wiederum 
im Versicherungswesen als Insurance Ombudsman im Jahre 1981 eingeführt 
wurde, hatte das Recht, bis zu der Summe von 100.000 £ Entscheidungen zu 
treffen, die nur die beteiligten Versicherer banden, während den Kunden weiterhin 
der Weg zu den Gerichten offen blieb. Diese Entscheidungsbefugnisse sind eine 
Neuerung gegenüber dem „klassischen" Ombudsmann im öffentlichen Sektor, dem 
keine Entscheidungskompetenzen eingeräumt sind23. Zahlreiche Ombudsmann-
institutionen gleicher Prägung folgten24. 

Allerdings hatte es auch schon vorher in mehreren anderen Staaten weniger 
bekannte Verfahren gegeben, die mit einer derartigen einseitigen Bindung experi-
mentierten, ohne sich als „Ombudsmann" zu bezeichnen: Bereits 1970 wurde die 
„Schlichtungsstelle des Kraftfahrzeughandwerks Hamburg" geschaffen, bei der 
sich die Mitglieder der Innungen intern verpflichtetet haben, dem Vorschlag der 
Schlichtungsstelle zu folgen, so dass die Vorschläge faktisch die Anbieter einseitig 
binden25. Der Zentralverband Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe hat den übrigen 

19 BelUVaughan, SJ 1988, 1478 (1478); Birds/Graham, CJQ 1988, 313 (313); Rawlings/Willett, 
JCP 17 (1994), 307 (307). 

20 

Siehe näher hierzu unten unter § 13 A. Vgl. auch Hellner, FG Hans Möller (1972), S. 283 
(290), wonach eine bedeutende schwedische Versicherungsgesellschaft bereits im Jahre 1970 eine 
außenstehende Person als „(Firmen-)Ombudsmann" bestellt hat. 

21 

Siehe für den Versicherungsbereich die skandinavischen Beschwerdeausschüsse, unten unter 
§ 14; vgl. auch die Hinweise im Jahresbericht des schweizerischen Ombudsmann der Privatver-
sicherung 1973 auf entsprechende „neutrale Besch werdeinstanzen" in Frankreich und den Nieder-
landen. 

22 
Siehe unten unter § 13 A. 

23 Morris, JBL 1987, 199 (205); Burger, S. 56 (56); Rowat, S. 5; Kim, S. 9; Mauerer, 123 
(125); Oosting, S. 7 (7). 

24 
Siehe den Beginn des zweiten Teils. 

25 
E. v. Hippel, Verbraucherschutz, S. 165. Siehe auch den Vorschlag desselben, S. 178, die 

Verbände der anderen Wirtschaftsbranchen sollten diesem Beispiel folgen. Insoweit daher unrich-
tig Parsch, WM 1997, 1228 (1229), wonach es sich bei dem einseitig verbindlichen Ombudsmann-
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Innungen empfohlen, einen entsprechenden Passus in ihre Verfahrensordnungen 
aufzunehmen26. Die irische Travel Agents Association hatte Mitte der siebziger 
Jahre ein Verfahren eingerichtet, bei dem die Entscheidung nur die Unternehmer 
bindet27. Im Versicherungsrecht hatte der dänische Versicherungsbeschwerde-
ausschuss im Jahre 1979 eine Regelung eingeführt, wonach die Beschlüsse des 
Ausschusses die beteiligten Versicherer einseitig banden. Da der Ausschuss sich 
daraufhin aber scheute, gegen die Versicherer zu entscheiden, drangen Ver-
braucherschützer darauf, die Bindungsbefugnis wieder abzuschaffen, was 1981 
durchgeführt wurde28 - in demselben Jahr, in dem dasselbe Modells in Großbri-
tannien erfolgreich eingeführt wurde. 

B. Definitionen 

Wie der historische Abschnitt gezeigt hat, ist zu unterscheiden zwischen dem 
öffentlich-rechtlichen Ombudsmann, der als staatlicher Beauftragter zur Verhin-
derung von Missständen in der öffentlichen Verwaltung tätig ist, und dem privat-
rechtlichen Ombudsmann, der bei Streitigkeiten zwischen Kunden und Anbietern 
als Beschwerdestelle fungiert. Da diese Arbeit sich mit dem privatrechtlichen 
Ombudsmann beschäftigt, gebraucht sie den Begriff „Ombudsmann" in diesem 
Sinne29. 

Auch die Erscheinungsformen der Ombudsmanninstitution in der Privat-
wirtschaft sind freilich immer noch sehr vielfältig30. Der einzige gemeinsame Nen-
ner dieser Institutionen ist, dass eine Person unter dem Namen „Ombudsmann" als 
Streitbeilegungsstelle für privatrechtliche Streitigkeiten zwischen einem Kunden 

spruch im deutschen Bankenombudsmannverfahren um eine in Deutschland „wohl einzigartige 
Einrichtung" handele. 

26 Siehe Zentralverband Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe (ZDK): Muster- Geschäfts- und 
Verfahrensordnung der Schiedsstellen für das Kraftfahrzeuggewerbe (1993), S. 19f. Inwieweit die 
übrigen 149 Schiedsstellen diesen Vorschlag umgesetzt haben, ist unbekannt. 

27 
Siehe E. v. Hippel, Verbraucherschutz, S. 171. 

28 Siehe näher § 14 C. 
29 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, dass im folgenden grundsätzlich der eingedeutschten 
Schreibweise gefolgt wird und nur bei denjenigen Institutionen, die sich als „Ombudsman" be-
zeichnen, die schwedische Schreibweise befolgt wird. Außerdem versteht es sich, dass der Begriff 
„Ombudsmann" funktionell gemeint ist und auch „Ombudsfrauen" wie die derzeitige schweizeri-
sche Ombudsfrau der Privatversicherung umfasst. In den USA haben sich neutrale Bezeichnungen 
wie „Ombudsperson" durchgesetzt, die in Europa aber (noch) zu unüblich sind, um sie in dieser 
Arbeit zu übernehmen. 

30 Vgl. den Bericht der British and Irish Ombudsman Association (BIOA): Report of the 
standards of best practice (1996), S. 1 über die bestehenden britischen Ombudsman Schemes: 
„Some Ombudsman have statutory powers; others do not. Some regularly hold hearings at which 
the parties may cross-question each other; most Ombudsmen do not. Some Ombudsmen may only 
make recommendations, the awards of other are binding.... And so on." 
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und einem Wirtschaftsunternehmen tätig wird31. Es verwundert denn auch nicht, 
dass mehrere Autoren die Begriffe „Streitbeilegungsstelle", „Schlichtungsstelle", 
und „Ombudsmann" synonym verwenden und jede Beschwerdestelle unabhängig 
von ihrem Namen als „Ombudsmann" bezeichnen32. Freilich ist eine so weitge-
fasste Definition wenig hilfreich, so dass es notwendig ist, weitere Unterteilungen 
vorzunehmen. 

Als Kriterium hierfür kann erstens darauf abgestellt werden, ob die 
Ombudsmanninstitution freiwillig von der Anbieterseite eingerichtet worden ist 
(freiwillige Ombudsmanninstitution) oder auf einer gesetzlichen Regelung beruht 
(gesetzliche Ombudsmanninstitution)*. Zweitens kann danach unterschieden 
werden, ob der Ombudsmann nur Schlichtungsvorschläge abgeben darf oder ob er 
Entscheidungen treffen kann, die für beide Seiten oder nur einseitig für den 
Anbieter verbindlich sind. Im ersten Fall (Schlichtungsvorschlag) handelt es sich 
um ein Schlichtungsverfahren, im zweiten Fall (beidseitig verbindliche Entschei-
dung) um ein Schiedsverfahren. Der dritte Fall, dass der Dritte nur eine Seite (den 
Anbieter) binden kann, hat bislang keine eigenständige Bezeichnung. Es liegt 
daher nahe, den Begriff „Ombudsmannverfahren" auf dieses bislang namenlose 
Verfahren zu verengen, was allerdings bislang nicht üblich ist34. Um Missver-
ständnisse zu vermeiden, verwendet diese Arbeit im folgenden für einen Ombuds-
mann, der durch seine Entscheidung den betroffenen Anbieter einseitig bindet, den 
Begriff „echter" Ombudsmann. In den anderen beiden Fällen (keine Bindung, 
beidseitige Bindung) handelt es sich dagegen rechtlich gesehen um Schlichter bzw. 
Schiedsrichter, die lediglich unter dem Namen „Ombudsmann" firmieren. Ein 
Ombudsmann ohne die Befugnis, bindende Entscheidungen zu erlassen, wird daher 
im folgenden als „Schlichtungs-Ombudsmann" bezeichnet. Da es derzeit keinen 

31 Nur vereinzelt ist die Bezeichnung „Ombudsmann" gesetzlich geschützt; siehe etwa section 
28 des maltesischen Ombudsman Act 1995, wonach nur solche Personen sich als „Ombudsman" 
bezeichnen dürfen, die eine Genehmigung des öffentlich-rechtlichen Ombudsmanns haben, siehe 
Commonwealth Law Bulletin 1995, S. 385f. Eine entsprechende Regelung besteht auch in 
Neuseeland. 

32 
Burger, S. 56ff.; Reichert-Facilides, Rechtsschutz, S. 140ff.; ders., Versicherungsombuds-

mann, S. 169ff. Auch die BIOA hat - trotz Kritik - auch Institutionen als Mitglieder aufgenommen, 
die nicht unter dem Namen „Ombudsman" firmieren, aber die übrigen Voraussetzungen erfüllen 
(z.B. die Police Complaints Authority), siehe die Mitgliederliste der BIOA. 

33 Ähnlich Reichert-Facilides, Versicherungsombudsmann, S. 169 (173f.), der zwischen einem 
„öffentlichen" Modell (hier: „gesetzliche Ombudsmanninstitution"), einem „rein privatwirtschaft-
lichen" Modell und einem Modell, bei dem der Ombudsmann durch einen eigenständigen Träger 
wahrgenommen wird (hier: Untergruppen einer „freiwilligen Ombudsmanninstitution"), unter-
scheidet. 

34 
Siehe statt aller Britisch and Irish Ombudsman Association: Standards of Best Practice 

(1996), S. 1, die nicht verlangt, dass ein Ombudsmann bindende Entscheidungen treffen können 
muss. Soweit ersichtlich hat nur die britische Financial Services Agency: Consultation Paper 4, 
para. 49, eine ähnliche Unterscheidung vorgenommen. Sie trennt dort zwischen dem „ombuds-
man", dessen Spruch nur den Anbieter bindet und dem „arbitrator" (Schiedsrichter), dessen Spruch 
beide Parteien bindet. 
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Ombudsmann gibt, der als Schiedsrichter fungiert, erübrigt es sich, außerdem den 
Begriff des „Schiedsrichter-Ombudsmanns" einzuführen. 

C. Gang der Untersuchung 

Eine umfassende Behandlung des Themas „Ombudsmann" berührt sowohl 
rechtstheoretische als auch rechtspolitische Aspekte. 

Nach einem Überblick über die Ombudsmanninstitutionen im deutschen Bank-
und Versicherungswesen im ersten Abschnitt des ersten Teils beschäftigt sich der 
zweite Abschnitt des ersten Teils am Beispiel des deutschen Bankenombudsmann-
verfahrens mit der Rechtsfigur des „Ombudsmannspruchs" des „echten" Ombuds-
manns, der nur eine Partei (den Anbieter) bindet, nicht aber die andere Partei (den 
Kunden). Es handelt sich bei dieser einseitlich verbindlichen Entscheidung um 
eine Novität im deutschen Recht, bei der es sich fragt, wie sie sich rechtlich 
einordnen lässt. Konsequenzen hat dies für die Fragen, ob das Ombudsmann-
verfahren bestimmten rechtlichen Mindestanforderungen genügen muss, und wie 
der Kunde einen ihn begünstigenden Ombudsmannspruch gegen die Bank durch-
setzen kann. 

Indessen hat die Praxis des deutschen BankenombudsmannVerfahrens und der 
anderen ausländischen Ombudsmanninstitutionen gezeigt, dass die Probleme, die 
in der Arbeit dieser Institutionen auftreten, nur sehr selten diese dogmatischen 
Fragestellungen betreffen. Hauptsächlich geht es um Fragen der Ausgestaltung der 
Organisation und des Verfahrens, insbesondere darum, welche Beschwerden der 
Ombudsmann bearbeiten darf, wie weit seine Befugnisse im Verfahren reichen und 
wie die Glaubwürdigkeit der Ombudsmanninstitution gewährleistet werden kann. 
Um ein Gesamtbild dieser auftretenden Probleme und ihrer Lösungsmöglichkeiten 
zu erhalten, genügt es nicht, sich nur mit den deutschen Ombudsmanninstitutionen 
zu beschäftigen. Daher beschäftigt sich der zweite Teil dieser Arbeit mit 
Ombudsmann- und Schlichtungsinstitutionen im Bank- und Versicherungsbereich. 
Den Schwerpunkt bildet insoweit Großbritannien, das hinsichtlich der Entwicklung 
führend ist. 

Im dritten Teil werden Kriterien eines optimalen Ombudsmannmodells ent-
wickelt, und die bestehenden Institutionen miteinander verglichen und bewertet. 
Abschließend werden Reform Vorschläge für das deutsche Bankenombudsmann-
verfahren gemacht, und es wird erörtert, ob ein Ombudsmann für das Versiche-
rungswesen und in anderen Branchen eingeführt werden sollte. 
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ERSTER TEIL: OMBUDSMANNINSTITUTIONEN IN DEUTSCHLAND 

1. Abschnitt: Überblick 

Bislang waren in Deutschland Ombudsmanninstitutionen nur im Bankwesen tätig 
(§ 2). Ein Versicherungsombudsmann soll nun ebenfalls eingeführt werden (§ 3). 
Von Interesse ist schließlich, ob und inwieweit ein gesetzlicher „echter" 
Ombudsmann in Deutschland eingerichtet werden könnte (§ 4). 

§ 2 Ombudsmanninstitutionen im Bankwesen 

In Deutschland bestehen neben an dieser Stelle nicht weiter interessierenden 
firmeninternen Beschwerdestellen, die sich als „Ombudsmann" bezeichnen', 
sowohl freiwillige „echte" Ombudsmanninstitutionen (A) als auch gesetzliche 
Schlichtungsstellen (B, C). 

A. Bankenombudsmannverfahren der privaten Banken 

Das deutsche Bankenombudsmannverfahren wurde 1.7.1992 als freiwillige 
Ombudsmanninstitution von dem Bundesverband deutscher Banken (BdB) für die 
privaten Banken eingeführt. Die Bezeichnung „Ombudsmann" wurde aufgrund des 
positiv besetzten Begriffs und der auch in anderen Staaten verwendeten Bezeich-
nung gewählt2. 

1 So z.B. bei der Dresdener Bank, siehe Gottwald, WM 1998, 1257 (1260) oder bei einzelnen 
Sparkassen, siehe Steuer, Rn. 19. Bei solchen firmeninternen Beschwerdestellen, die unten unter 
§ 18 C 1 2 näher behandelt werden, handelt es sich nicht um eine Ombudsmanninstitution im Sinne 
dieser Arbeit, denn es fehlt schon an der persönlichen Unabhängigkeit des Ombudsmanns. 

2 

Siehe Heinsius, WM 1992, 478 (478), wonach der Ombudsmann „weltweit zum Synonym für 
eine volksnahe Vertretung von Bürger- und Verbraucherinteressen geworden ist"; ebenso Zawal-
Pfeil, Rn. 2/1078, und die vom BdB erstellte Broschüre „Fünf Jahre Ombudsmann", S. 7. Skeptisch 
zur Bezeichnung dagegen Hoeren, NJW 1992, 2727 (2728), wonach sich die Bürger unter einem 
„Ombudsmann" nichts vorstellen könnten. 
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I. Motive 

Der Anstoß für die Einführung lag in der Empfehlung der EG-Kommission „zur 
Transparenz der Bankkonditionen bei grenzüberschreitenden Finanztransaktionen" 
vom 14.2.1990. Diese Empfehlung forderte die Mitgliedsstaaten auf, für die Fälle, 
in denen solche grenzüberschreitenden Finanztransaktionen stattfinden, eine 
besondere Stelle für die Behandlung von Kundenbeschwerden einzurichten3. Am 
18.1.1997 hat das europäische Parlament eine entsprechende Richtlinie über grenz-
überschreitende Überweisungen verabschiedet, deren Art. 10 diese generell gehal-
tene Forderung wiederholt4 und die am 21.7.1999 im neuen § 29 AGBG ihren 
Niederschlag gefunden hat5. 
Schon die Empfehlung der Kommission von 1990 führte aus, das die Kundenbe-
schwerdestelle dem öffentlichen Sektor, der Zentralbank oder „einer speziellen 
Instanz wie dem Ombudsmann" angegliedert sein solle6, wobei ganz offensichtlich 
der britische Banking Ombudsman als Vorbild diente8. Zwar hat die Bundes-
regierung 1991 im Rahmen einer europaweiten Untersuchung über die 
vorhandenen Kundenbeschwerdestellen im Bankwesen erklärt, es bestehe in 
Deutschland kein Bedarf für eine derartige Stelle, da die Gerichte einen angemes-
senen Schutz böten9. Dennoch übte sie nach Angaben des Chefsyndikusses des 
BdB, Stefan Steuer, „seinerzeit nachhaltigen Druck auf das deutsche Kredit-
gewerbe aus, zur Vermeidung einer staatlichen Institution private Streitschlich-
tungsverfahren zu installieren."10 Der BdB sah sich also dazu aufgefordert, 
jedenfalls für grenzüberschreitende Finanztransaktionen ein Ombudsmannverfah-
ren einzurichten. Wie der damalige Chefsyndikus und stellvertretende Haupt-
geschäftsführer des BdB, Thorwald Hellner, mitteilt, führten die internen 

3 ABl. 1990 Nr. L 67, S. 39. 
4 

Art. 10 der Richtlinie 97/5/EG lautet: „Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass angemes-
sene und wirksame Beschwerde- und Abhilfeverfahren zur Beilegung etwaiger Streitigkeiten zwis-
chen einem Auftraggeber und seinem Institut bzw. zwischen einem Begünstigten und seinem Insti-
tut vorhanden sind, gegebenenfalls unter Benutzung bestehender Verfahren", siehe ABl. 1997, 
Nr. L 43, S. 25ff„ sowie den Abdruck in WM 1997, 844 (847). Siehe näher zu dieser Richtlinie 
Mainsche, EU-Verbraucherschutz und deutsches Bankrecht (1999), S. 115ff. In einer neueren Em-
pfehlung vom 30.3.1998 (ABl. 1998 Nr. 115/31), hat die EU-Kommission sieben „Grundsätze" für 
„Einrichtungen, die für die außergerichtliche Beilegung von Verbraucherrechtsstreitigkeiten 
zuständig" sind, aufgestellt (z.B. Grundsatz der Unabhängigkeit, Grundsatz der Transparenz), die 
durch recht allgemein gehaltene Beispiele verdeutlicht worden sind, siehe näher hierzu unten unter 
§ 18. 

Zu der auf dieser Grundlage geschaffenen Schlichtungsstelle der Deutschen Bundesbank 
näher unten unter § 2 B. 

6 So der sechste Grundsatz der Empfehlung der Kommission, ABl. 1990, Nr. L 67, S. 42. 
7 Siehe hierzu ausführlich die Darstellung unten unter § 13 B. 
8 Schlosser, Alternative Streitbeilegung (1999), S. 185 (205). 
9 Siehe Mitchell/Worthington, p. 11. 
10 Steuer, Rn. 22. 
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Beratungen innerhalb der Geschäftsführung des BdB seinerzeit zu dem Ergebnis, 
„dass eine Schlichtungsstelle, deren Kompetenz auf den Bereich der EG-
Empfehlung beschränkt ist, keinen Sinn macht. Wenn sich die Banken entschlie-
ßen, mit Personal- und Kostenaufwand die Voraussetzungen für die Bestellung 
eines unabhängigen Ombudsmanns zu schaffen, so sollte diese Institution nicht nur 
den Bereich des grenzüberschreitenden Zahlungsverkehrs, sondern das gesamte 
Spektrum des Bankgeschäfts abdecken."11 

Ein weiteres Motiv war die Verbesserung des Images der Banken. Anfang der 
neunziger Jahre nahmen die Banken mehrere verbraucherfreundliche Veränderun-
gen vor, um ihr Image zu verbessern: Neben der kundenfreundlicheren Neufassung 
der Banken-AGB sollte auch das Angebot des Ombudsmann Verfahrens es dem 
Kunden erleichtern, seine Rechte durchzusetzen12. Zudem wurde das Ombuds-
mannverfahren als Mittel begrüßt, um die Vertrauensbeziehung zwischen der Bank 
und dem Kunden zu erhalten13, und es wurde darauf hingewiesen, dass die beim 
Ombudsmann eingehenden Beschwerden Aufschlüsse über die Service-Mängel im 
Bankgeschäft ergäben14. Schließlich ermutigten die positiven Erfahrungen im 
Ausland den BdB, ein Ombudsmannverfahren zu schaffen15. 

II. Organisation 

Die Bankenombudsmanninstitution ist nicht als Gesellschaft oder Stiftung 
verselbständigt, sondern dem BdB angegliedert. Die Organe, die im Banken-
ombudsmannverfahren tätig werden, sind der Vorstand des BdB, der Ombudsmann 
und die Kundenbeschwerdestelle. 

Der Vorstand des BdB ist für die Bestellung des Ombudsmanns zuständig 
(Nr. 1 Abs. 3 S. 2 1. HS. BVO). Außerdem hat er die Verfahrensordnung für das 
Bankenombudsmannverfahren (BVO) erlassen und kann sie ändern. 
Entscheidungsorgan ist der Ombudsmann. Seit 1995 agieren zwei Ombudsmänner 
was gemäß Nr. 1 Abs. 3 S. 1 BVO zulässig ist. Persönliche Voraussetzung ist die 
Befähigung zum Richteramt (Nr. 1 Abs. 2 BVO). Der erste Ombudsmann war Dr. 
Leo Parsch, pensionierter Präsident des bayrischen Verwaltungsgerichtshofs. Er 
amtierte vom Beginn an bis zu seinem Tod am 31.3.2000. Seit 1995 ist Karl-Heinz 

11 Hellner, Bank 1991, 666 (667). 
12 

Siehe die Broschüre des BdB „Fünf Jahre Ombudsmann", S. 24, wonach sich das Ombuds-
mannverfahren „als wichtiger Aspekt in das von den Banken seit Jahren verfolgte verbraucherpo-
litische Gesamtkonzept" einreiht. Ebenso Heinsius, WM 1992, 478 (478); der Bankenombudsmann 
Parsch in einem Interview, Bank Magazin 8/1996, S. 22 (22) und das damalige Mitglied des 
Vorstandes Deutscher Bank AG Krupp, WM 1993, 1476 (1476). 

13 Siehe Parsch, WM 1993, 238 (238); ders., Bank 1994, 480 (480); Niederauer, S. 12; Steuer, 
Rn. 13. 

14 Heinsius, WM 1992, 478 (478); Niederauer, S. 12; Steuer, Rn. 13. 
15 Hellner, Bank 1991, 666 (667). 
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Bundschuh, pensionierter Vorsitzender Richter des „Bankensenats" am Bundes-
gerichtshof, als zweiter Ombudsmann tätig. Seit dem 1.5.2000 ersetzt Horst-Dieter 
Hemsen, pensionierter Vizepräsident am Oberlandesgericht Hamburg und Mitautor 
eines Kommentars zum AGBG, Dr. Parsch als Ombudsmann. 

Als weiteres am Verfahren beteiligtes Organ fungiert die Kundenbeschwer-
destelle, die zentral beim BdB eingerichtet worden ist (Nr. 3 Abs. 1 S. 1 BVO)16 

und derzeit mit zwei Juristinnen und einer Schreibkraft besetzt ist17. Die Kun-
denbeschwerdestelle führt die Vorprüfung durch, ob die Beschwerde zulässig ist. 

III. Verfahren 

Das Ombudsmann verfahren unterteilt sich in die Vorprüfung (1), ein sich anschlie-
ßendes bankinternes Beschwerdeverfahren (bzw. Abhilfeverfahren) (2) und in das 
Hauptverfahren (3). Während des Verfahrens gilt die Verjährung als gehemmt 
(Nr. 5 Abs. 1 BVO). 

1. Vorprüfung 

Die Kundenbeschwerdestelle prüft zunächst, ob sich die Bank dem Ombudsmann-
verfahren angeschlossen hat (Nr. 3 Abs. 2 S. I)18. Sodann prüft sie, ob der Be-
schwerdeführer sein Anliegen hinreichend substantiiert vorgebracht hat und fordert 
ihn anderenfalls zur Ergänzung auf (Nr. 3 Abs. 2 S. 2). Untersucht wird dabei die 
Plausibilität, die Verständlichkeit und die Vollständigkeit". 

Danach prüft die Kundenbeschwerdestelle, ob die Beschwerde die in Nr. 2 BVO 
festgelegten Zulässigkeitsvoraussetzungen erfüllt. Zu nennen sind an dieser Stelle20 

insbesondere, dass nur ein Verbraucher den Ombudsmann anrufen darf, es sei 
denn, die Beschwerde betrifft grenzüberschreitende Finanztransaktionen. Unzuläs-
sig sind außerdem Beschwerden über höchstrichterlich nicht entschiedene Rechts-
fragen und Beschwerden, bei denen sich der Sachverhalt nicht durch Urkunden-
beweis klären lässt21. 

Gelangt die Kundebeschwerdestelle zu der Ansicht, die Beschwerde sei 
unzulässig, so wies sie früher die Beschwerde ab (so Nr. 3 BVO a.F.). Nach der 
seit 1995 geltenden Fassung der Verfahrensordnung legt die Kundenbeschwerde-

16 Für Beschwerden, die sich gegen eine Hypothekenbank richten, ist eine Beschwerdestelle 
beim Verband deutscher Hypothekenbanken eingerichtet, vgl. die Anm. zu Nr. 1 Abs. 3 S. 1 BVO. 

" Bundschuh, ZBB 1998, 2 (2). 
18 Nach den Angaben der Leiterin der Kundenbeschwerdestelle Zawal-Pfeil, Rn. 2/1083, sind 

fast alle privaten Banken beigetreten. 
19 So Steuer, Rn. 40. 
20 Siehe ausführlicher zu den Zulässigkeitsvoraussetzungen die vergleichende Bewertung unter 

§ 18 A I 1, sowie die eingehende Kommentierung von Zawal-Pfeil, Rn. 2/1082-2/1112. 
21 Nr. 2 Abs. 2 d und e BVO. 
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stelle die Beschwerde dem Ombudsmann zur Entscheidung über die Zulässigkeit 
vor (Nr. 4 Abs. 1 S. 1). Dieser trifft dann die Entscheidung, ob das Verfahren als 
unzulässig abzuweisen ist oder als zulässig weitergeführt wird (Nr. 4 Abs. 1 S. 3). 

2. Bankeninternes Abhilfeverfahren 

Ist das Verfahren zulässig, so leitet die Kundenbeschwerdestelle die Beschwerde 
an die Geschäftsleitung der betroffenen Bank oder an eine eigens hierfür von der 
Bank eingerichtete zentrale Stelle (Nr. 4 Abs. 2 S. 1). Die Bank erhält hierdurch 
Gelegenheit, der Beschwerde abzuhelfen; die Frist zur Stellungnahme beträgt 
einen Monat, notfalls wird eine Nachfrist von einem weiteren Monat eingeräumt 
(Nr. 4 Abs. 2 und 3). 

3. Hauptverfahren 

Wenn die Bank der Beschwerde nicht abhilft, legt die Kundenbeschwerdestelle die 
Beschwerde dem Ombudsmann vor (Nr. 4 Abs. 3), womit das Hauptverfahren 
beginnt. Der Ombudsmann entscheidet nach Lage der Akten, er kann die Parteien 
auch zu ergänzenden Stellungnahmen auffordern (Nr. 4 Abs. 4 S. 1). Zur 
Beweisaufnahme ist er - mit Ausnahme des Urkundenbeweises - nicht befugt 
(Nr. 4 Abs. 4 S. 2). Auch im Hauptverfahren kann der Ombudsmann die 
Beschwerde als unzulässig abweisen (Nr. 4 Abs. 4 S. 3). Anderenfalls erlässt er 
„auf der Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen unter Berücksichtigung von 
Billigkeitserwägungen" einen „Schlichtungsspruch" (Nr. 4 Abs. 4 S. 4), mit 
Begründung (Nr. 4 Abs. 4 S. 5), den er den Parteien unmittelbar zuleitet 
(Nr. 4 Abs. 4 S. 6). Der Ombudsmannspruch ist lediglich einseitig zu Lasten der 
Bank bindend, sofern der Streitwert der Beschwerde unterhalb des nach dem 
Gerichtsverfassungsgesetz maßgeblichen Höchstbetrages für vermögensrechtliche 
Klagen vor den Amtsgerichten (derzeit 10.000 DM) liegt (Nr. 4 Abs. 5 S. 1). 
Überschreitet der Streitwert des Beschwerdegegenstandes 10.000 DM, so kann der 
Ombudsmann nur einen unverbindlichen Schlichtungsvorschlag machen 
(Nr. 4 Abs. 6). 

Die Parteien dürfen sich sachkundig vertreten lassen, tragen aber ihre eigenen 
Kosten sowie die Kosten eines eventuell eingeschalteten Rechtsvertreters selbst 
(Nr. 5 Abs. 3 S. 1, 2). Im übrigen trägt der BdB die Kosten des Verfahrens 
(Nr. 5 Abs. 2) . Bei einem Schlichtungsspruch zugunsten des Kunden trägt die 
betroffene Bank die Reisekosten des Kunden (Nr. 5 Abs. 3) zu einer eventuellen 
mündlichen Anhörung vor dem Bankenombudsmann. 
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IV. Rechtsnatur des Ombudsmannspruchs 

Die Rechtsnatur des Ombudsmannspruchs wird im zweiten Abschnitt des ersten 
Teils ausführlich behandelt. Auf die dortigen Ausführungen wird verwiesen. 

V. Verfahrenspraxis und Erfahrungen 

1. Statistik 

Die Statistik des BankenombudsmannVerfahrens gibt das folgende Bild22: 

Statistik des Bankenombudsmanns 1992" 1993 1994 

Schriftliche Beschwerden 965 1510 1532 
Bis zum 31.3.2000 abgeschlossene 467 941 894 
Hauptverfahren 
Unzulässigkeitsquote (total)14 73,7% 70,9% 69,29 
Unzulässigkeitsquote (BVO)" 38,9% 49,8% 43,39 
Vergleich angeregt 4,5% 5,5% 5,8% 
Erfolgsquote (Kunde) 51,4% 48% 62% 
Verfahrensdauer (Monate)26 3-6 3-6 3-6 

Statistik des Bankenombudsmanns 1995 1996 1997 

Schriftliche Beschwerden 1602 1339 1743 
Bis zum 31.3.2000 abgeschlossene 1112 860 1110 
Hauptverfahren 
Unzulässigkeitsquote (total) 64,1% 62,7% 55,1% 
Unzulässigkeitsquote (BVO) 42,9% 37,3% 32,3% 
Vergleich angeregt 3,7% 5,2% 3,2% 
Erfolgsquote (Kunde) 50,4% 39,5% 40,2% 
Verfahrensdauer (Monate) 3-6 3-6 3-6 

22 Entnommen der Homepage des BdB http://www.BafB.de. 
23 Ab dem 1.7.1992. 
24 

Insgesamt als unzulässig abgewiesene Beschwerden, da die Beschwerde durch die Verfah-
rensordnung ausgeschlossen war oder eine Bank betraf, die nicht am Ombudsmannverfahren betei-
ligt ist. 

25 Durch die Verfahrensordnung ausgeschlossene Beschwerden. 
26 Eine Statistik über die durchschnittliche Dauer eines Hauptverfahrens vom Beginn bis zur 

Beendigung durch Entscheidung oder Beilegung wird nicht erhoben. Die Schätzungen liegen 
zwischen drei und sechs Monaten (Bundschuh, ZBB 1998, 2 (6)) bzw. vier und sechs Monaten 
(.Hoeren, NJW 1994, 362 (363); Steuer, Rn. 11). 


